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Die im Intereſſe einer Eiſenbahngeſellſchaft erfolgte Bannlegung von Wäldern iſt 
als eine theilweiſe Expropriation anzuſehen und in ihrem weiteren Verlaufe 
auch als ſolche zu behandeln. 


eber die perſönliche Form in den Entſcheidungen 
der politiſchen Behörden ). 


Nachdem gegenwärtig wieder bei dem Neichsrathe die Frage 
wegen einer Abänderung des Organismus der politiſchen Behörden 
in Verhandlung ſteht, möge es geſtattet ſein, in Kürze einen Gegen— 
ſtand zu beſprechen, der zwar eine ganz interne Angelegenheit der 
politiſchen Behörden iſt, jedoch dennoch mit dem gegenwärtigen Or— 
ganismus im innigen Zuſammenhange ſteht — es iſt dies die per- 
ſönliche Form in den Entſcheidungen der politiſchen Behörden. 

Wie bekannt wurde bereits im Februar 1869 vom Miniſterium 
des Innern, um dem Grundſatze der perſönlichen Verantwortung der 
politiſchen Amtsvorſtände im Sinne des Artikels 12 des Staatsgrund⸗ 


geſetzes über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugsgewalt und 


des S 8 des Geſetzes vom 19. Mai 1868 der 
über Ausdruck zu geben, angeordnet, daß alle Ausfertigungen der 
Landesregierungen und Bezirkshauptmannſchaften nicht mehr Namens 
der Behörde als ſolcher oder mit Anwendung des unperſönlichen 
„man“, ſondern in der perſönlichen Form oder in der dem Eingangs 
gedachten Grundlage entſprechenden paſſiven Form ausgefertigt wer— 
den ſollen. 9 
Es iſt zwar richtig, daß die Amtsvorſtände für ihre und die 
Entſcheidungen der ihnen unterſtehenden Behörden die Verantwortung 
tragen, jedoch läßt ſich nicht verkennen, daß dieſe ihre Verantwortung 
mehr eine theoretiſche als thatſächliche iſt, da für Handlungen unter- 
geordneter Beamten nach wie vor dieſe ſelbſt in erſter Linie ſich zu 
verantworten haben, ebenſo erſcheint dieſe Verantwortlichkeit in der 
That nicht größer, als die der ehemaligen politiſchen Amtschefs vor 
der Organiſirung im Jahre 1868 war oder auch die der Vorſtände 
anderer Aemter iſt. 


Bevölkerung gegen- 


) Dieſer Aufſatz, aus der Feder eines politiſchen Bezirksbeamten, iſt uns ſchon 
im vorigen Monate eingeſendet worden. Er mag nun als Anhang zu den in den beiden 
letzten Nummern der Zeit'chrift gebrachten Daregungen „Ueber die Stellung der 
Rathscollegien bei den politiſchen Landesbehörden“ dienen. Bem. d. Red. 


Die Vorſtände der Finanzlandesdirectionen, der Forſt- und 
Domänendirectionen ꝛc. haben ganz gewiß für die von den genannten 
Directionen ergangenen Eutſcheidungen und Verfügungen dieſelbe Ver: 
antwortung zu tragen wie die Landeschefs für die Entſcheidungen 
der Statthaltereien und Landesregierungen, ebeuſo iſt die Verantwort— 
lichkeit der Bezirksrichter, insbeſondere im Civile und im Verfahren 
autzer Streitſachen ſicherlich nicht geringer als jene eines Bezirks⸗ 
hauptmannes und iſt auch die Bevölkerung ganz gewiß von der Ver— 
antwortlichkeit dieſer Beamten ebenſo überzeugt, als von jener der 
politiſchen Amtsvorſtände, ohne daß ſich eine Nothwendigkeit er- 
geben hätte, bei den Finanz- und Forſtbehörden oder bei den Bezirks⸗ 
gerichten die perſönliche Form bei Ausfertigunzen der diesbezüglichen 
Entſcheidungen oder Urtheile einzuführen. 

Ueberdies erſcheint bei der Vielfältigkeit der Agenden der poli— 
tiſchen Behörden die Anwendung der perfönlichen Form in den Er— 
läſſen manchesmal apart und ganz ſicherlich nicht geeignet, die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Amtsvorſtände entſprechend zu illuſtriren, da bei 
den Erläſſen, welche eine techniſche oder rein mediciniſche Angelegenheit 
betreffen und eine ſpecielle Fachbildung vorausſetzen, Jederman weiß, 
daß ſelbe nicht von dem Amtschef, ſondern von dem betreffenden Fach- 
referenten ausgehen und auch letzterer dafür einzuſtehen hat. Dieſe 
perſönliche Form iſt aber in nicht geringem Grade verletzend und 
demüthigend für die untergeordneten Beamten, da ſelbe auf dieſe 
Weiſe foͤrmlich zu Arbeitsmaſchinen der Amtsvorſteher degradirt wer 
den, deren Arbeitsleiſtungen nicht ihnen, ſondern nur den Vorſtänden 
angerechnet werden. 

Endlich führt auch die Anwendung der perſönlichen Form in 
den Erläſſen, insbeſondere in jenen Provinzen, wo die Erläſſe der 
Landesſtellen nicht kurzweg unter der Adreſſe „An den k. k. Herrn 
Bezirkshauptmann in —“ ſondern vielmehr in der allerperſönlichſten 
Form „An Se. Wohlgeboren Herrn N. N., k. k. Bezirkshauptmann 
in — ausgefertigt werden, zu ſprachlichen und ſachlichen Unrich⸗ 
tigkeiten, da es zweifellos unrichtig und ungenau iſt, wenn bei⸗ 
ſpielsweiſe in einem Erlaſſe der höheren Inſtanz ſich auf einen Bericht 
oder eine Entſcheidung Sr. Wohlgeboren des k. k. Herrn Bezirks⸗ 
hauptmanns bezogen wird, während thatſächlich dieſer Bericht oder 
dieſe Entſcheidung von dem Stellvertreter desſelben in Abweſenheit 
des Erſteren in legaler Weiſe erſtattet, beziehungsweiſe erlaſſen wurde. 
2 Eine weitere Folge der Proclamirung des perſönlichen „Ichs“ 
iſt auch die Aufhebung der collegialen Behandlung der den Statt: 
haltereien und Landesregierungen zur Behandlung zugewieſenen wich- 
tigeren Angelegenheiten, wie dieſes nach § 45 der Miniſterialverord⸗ 
nung vom 25. Jänner 1853 angeordnet war. Daß eine Entſcheidung 
auf Grund einer vorausgegangenen Berathung und Beſchlußfaſſung 
in einem Rathscollegium weit mehr Garantie der Richtigkeit bietet 
als eine Erledigung eines einzelnen Referenten, unterliegt keinem 
Zweifel. Hat doch das Juſtizminiſterium ſeinerzeit in ſeinem Motiven⸗ 
berichte zum Geſetzentwurf betreffs der Gleichſtellung aller Gerichts⸗ 
'höfe erſter Inſtanz ausdrücklich hervorgehoben, daß in der collegialen 


Ausübung des Richteramtes beſondere Bürgſchaften gelegen ſeien, 
und was für die Juſtiz gilt, dürfte auch für die politiſche Verwal⸗ 
tung gelten. Ebenſo wurde auch in den Mittheilungen des Ackerbau⸗ 
miniſteriums über die Reform der Bergbehörden im VII. Heft des 
Jahres 1872 an die Beſtimmung, daß für alle Geſchäfte überwiegen⸗ 
der juridiſcher Natur durch eine collegiale Behandlung derſelben vor⸗ 
geſehen werde, die Bemerkung geknüpft, daß in dieſer Weiſe eine 
Gewähr für die vollkommen ſachkundige Behandlung der Berg: | 
weſensagenden geſchaffen ſei. Wird nun in den meiſten Reſſorts die 
Wichtigkeit einer collegialen Behandlung anerkannt und darnach ge— 
ſtrebt, dieſelbe möglichſt weit auszudehnen, fo iſt kein Grund vorhan- 
den, warum dieſes nicht auch in der politiſchen Verwaltung Anwen: 
dung finden ſolle, zumal ja den Statthaltereien und Landesregierungen 
eben ſo wichtige, ja noch eingreifendere Angelegenheiten zur Behandlung 
zugewieſen find, als in mancher Beziehung den Gerichtshöfen oder 
den Berghauptmannſchaften. 

Ueberdies bliebe ja dem Statthalter oder Landespräſidenten 
immerhin eine bedeutende Machtbefugniß zur Geltendmachung ihrer 
perſönlichen Verantwortung in der Beſtimmung des § 46 der oben 
bezogenen Miniſterialverordnung, wornach er das Recht hat, Raths⸗ 
beſchlüſſe in gewiſſen Fällen zu ſiſtiren und dieſelben entweder dem 
Miniſterium zur Entſcheidung vorzulegen oder das ihm geeignet Er— 
ſcheinende inzwiſchen auf eigene Verantwortung zu verfügen. 


—1.— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Unterfuchung und Beſtrafung der im § 320 lit. a bis lit. d 

St. G. B. normirten Uebertretungen der Meldungsvorſchriften 

obliegt in Gemäßheit des Art. VIII des Einführungsgeſetzes zur 
Strafproceßordnung den Gerichtsbehörden. 


Das k. k. ſtädt. deleg. Bezirksgericht Prag hatte mit Beſchluß 
vom 13. Februar d. J. die Strafverfügung gegen Johann Feiers⸗ 
leben wegen Uebertretung des $ 320 a St. G. abgelehnt, und das 
k. k. Landesgericht in Prag als Berufungsbehörde mit Beſchluß vom 
12. März d. J. die Beſchwerde des ſtaatsanwaltſchaftlichen Functio⸗ 
närs gegen den obigen Beſchluß abgewieſen, weil die Minifterialver- 
ordnung vom 2. April 1858, Nr. 51 R. G. B. die Uebertretung 
des § 320 lit. a St. G. ausdrücklich den l. f. Polizeibehörden zuweiſe, 
und dieſe Miniſterkalverordnung durch das Geſetz vom 22. October 
1862, Nr. 72 R. G. B. aufrecht erhalten worden ſei. Aber auch 
gegen die Competenz der k. k. Polizeidirection Prag in derlei Ueber⸗ 
tretungsfällen wurden Bedenken rege, weil der Art. VIII des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zur neuen St. P. D. alle im allgemeinen St. G. 
enthaltenen Uebertretungen den Bezirksgerichten zur Aburtheilung zu— 
weiſe. Das k. k. Oberlandesgericht und die Statthalterei in Prag 
neigten ſich der Anſicht des ſtädt. deleg. Bezirksgerichtes zu. Um 
in dieſer Sache eine beſtimmte Entſcheidung zu erwirken, brachte die 
k. k. Generalprocuratur gegen den vorerwähnten Beſchluß des k. k. Lan⸗ 
desgerichtes in Prag die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des 
Geſetzes ein. Bei der öffentlichen Verhandlung, welche hierüber bei 
dem k. k. Caſſationshofe ſtattfand, begründete der Generalprocurator— 
Stellvertreter ſeinen Antrag wie folgt: „Die Frage, welchen Behörden 
gegenwärtig die Unterſuchung und Beſtrafung der im § 320 lit. a 
bis d St. G. normirten Uebertretungen der Meldsvorſchriften obliegt, 
hat bereits bei mehreren Gerichten des Reiches Zweifel und Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten hervorgerufen; während die Einen dieſe Ueber- 
tretungen in den Wirkungskreis der politiſchen und l. f. Polizeibe— 
hörden verweiſen, behaupten die Anderen, daß dieſe Uebertretungen 
in das Reſſort der Gerichte gehören. Es iſt daher für die Gleichför⸗ 
migkeit des Vorganges in den verſchiedenen Ländern des Reiches und 
für die Erhaltung der Achtung vor dem Geſetze von Nothwendigkeit 
dieſe Frage durch die Entſcheidung des hohen Caſſationshofes einer 
beſtimmten Löſung zuzuführen. Aus dieſem Grunde hat die General. 
procuratur den Beſchluß des Landesgerichtes in Prag als Berufungs⸗ 
behörde vom 12. März d. J., Z. 6469, womit dasſelbe die In⸗ 
competenz des ſtädt, deleg. Bezirksgerichtes zur Aburtheilung der Ueber- 
tretung der Meldungsvorſchriften ausſprach, zum Anlaß genommen, 
die Sache im Wege der Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Ge-! 
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ſetzes vor den hohen Caſſationshof zu bringen. Sie ſelbſt pflichtet 
der Anſicht des Landesgerichtes in Prag nicht bei, ſie hält vielmehr 
dafür, daß durch jenen Beſchluß das Geſetz verletzt worden ſei. Der 
Art. VIII des Einführungsgeſetzes zur St. P. O. vom 23. Mai 1873 
ſpricht klar aus, daß das Verfahren und bie Urtheilsfällung binficht- 
lich aller im St. G. vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen Uebertretun⸗ 
gen den Bezirksgerichten zuſtehe. Dieſer Artikel ſetzt keinerlei Unter- 
ſchied, keinerlei Beſchränkung; alle im allgemeinen St. G. B. vor⸗ 
geſehenen Uebertretungen gehören zur Judicatur der Gerichte, mithin 
auch die im § 320 lit. a bis d daſelbſt aufgeführen Uebertretungen. 
Dieſe Auffaſſung des Art. VII erhält durch einen Rückblick auf die 
Entwicklung welche die öſterreichiſche Strafgefetzgebung gerade in die— 
ſem Punkte genommen hat, eine weitere und volle Beſtätigung. Die 
ſogenannten ſchweren Polizeiübertretungen, welche der II. Theil des 
St. G. vom Jahre 1803 enthielt und welche zum größten Theile 
als Uebertretungen in das allgemeine St. G. vom Jahre 1852 auf- 
genommen wurden, waren zur Unterſuchung und Beſtrafung den po- 
litiſchen Behörden zugewieſen. Allein ſchon im Jahre 1849 zeigte 
ſich das Beſtreben der Geſetzgebung, dieſem Uebelſtande abzuhelfen, 
dieſe wegen ihrer ſtrafrechtlichen Natur und wegen der darauf ver⸗ 
hängten Strafe mitunter wichtigen Delicte aus dem Wirkungskreiſe 
der politiſchen Behörden auszuſcheiden, ſie der Judicatur der Gerichte 
zuzuweiſen und das Strafverfahren bezüglich derſelben mit ſchützenden 
Formen zu umgeben. So beſtimmte der § 32 der a. h. genehmigten 
Grundzüge der Gerichtsverfaſſung vom 14. Juni 1849: „Die Ber 
zirksgerichte übernehmen bis zum Zuſtandekommen der neuen Geſetze 
in ihrem Gebiete die volle Gerichtsbarkeit in den Fällen des 
II. Theils des St. G. B.“; und das neu zu Stande gekommene 
Geſetz, die St. P. O. vom 15. Jaͤnner 1850, verfügte in Ueberein⸗ 
ſtimmung damit im Art. X der Einführungsverordnung: „Vor die 
Bezirksgerichte gehören: 1. alle nicht den Bezirkscollegialgerichten aus— 
drücklich zugewieſenen ſchweren Polizeiübertretungen; 3. alle ein- 
fachen Polizeiübertretungen, welche nicht der Gemeindepolizei zuge— 
wieſen werden“. — Die St. P. O. vom Jahre 1853 ſtellte ſich auf den 
Boden des Patentes vom 31. December 1851, durch welches k. k. Be— 
zirksämter geſchaffen und in erſter Inſtanz, mit Ausnahme der Col: 
legialgerichte, die Juſtiz mit der Verwaltung vereinigt wurde. Der 
§ 9 dieſer St. P. O. erklärte zwar, „daß den Bezirksgerichten das 
geſammte Strafverfahren hinſichtlich der in dem allgemeinen St. G. 
bezeichneten Uebertretungen zuſtehe“, fügte aber hinzu, daß „die Straf⸗ 
gerichtsbarkeit über mehrere dieſer Uebertretungen durch beſondere 
Verordnungen im Polizeirayon der Hauptſtädte und anderer Orte 
den daſelbſt beſtellten Sicherheitsbehörden ſtatt des Bezirksgerichtes“ 
werde überwieſen werden. Es erſchien ſohin die kaiſerl. Verordnung 
vom 18. Mai 1854, wodurch mehrere im allgemeinen St. G. be⸗ 
zeichnete Uebertretungen (darunter auch die im § 320, lit. a bis e, 
d. i alle bereits im $ 78 II. Theils des St. G. vom Jahre 1803 
enthaltenen fünf Uebertretungsfälle) für die Hauptſtädte der Judicatur 
der k. k. Polizeibehörden übertragen wurden; die Verordnung der 
Miniſterien des Innern, der Juſtiz und der oberſten Polizeibehörde 
vom 2. April 1858, mit welcher die Uebertretungen der Meldungs— 
vorſchriften (jedoch nur die im § 320 lit. a bis d enthaltenen vier 
Fälle) der Gerichtsbarkeit der Juſtizbehörden ganzlich entzogen wurden: 
endlich die kaiſerl. Verordnung vom 20. Juni 1858, wodurch noch 
mehrere Uebertretungen des allgemeinen St. G. (darunter nebſt den 
im § 320 lit. a bis d bezeichneten, auch die daſelbſt unter lit. e, 
f und g angeführten) in den Wirkungkreis der politiſchen, rückſichtlich 
der l. f. Polizeibehörden übertragen wurden. Einfachheit und Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens waren die im Geſetze ſelbſt angegebenen 
Gründe dieſer Maßregel. Doch enthielt der § 4 dieſer kaiſerl. Ver⸗ 
ordnung die beſtimmte Weiſung. daß die Behörden bei der recht— 
lichen Beurtheilung dieſer Delicte und bei der Beſtimmung 
der Strafe die Grundſätze des allgemeinen St. G. zu beobachten 
haben. Mit der Verfaſſung vom 28. Februar 1861 kehrte auch die 
Strafgeſetzgebung zu dem Principe des Jahres 1849 zurück. Schon 
das Geſetz vom 22. October 1862 ſtellte die Competenz der Gerichte 
bezüglich aller Uebertretungen des allgemeinen St. G. (mit Ausnahme 
der in der Miniſterialverordnung vom 2. April 1858 bezeichneten) 
neuerdings her; nur einige dieſer Uebertretungen, in ſo ferne dadurch 
Niemand beſchädigt wurde, blieben vorläufig den l. f. Polizeibehörden. 
Das Geſetz vom 11. Juni 1868 trennte die Juſtiz von der Ver⸗ 


waltung, und die St. P. O. vom 23. Mai 1873 vollendete in 
natürlicher Conſequenz die Rückkehr zu dem Syſteme, welches durch 
den $ 32 der a. h. genehmigten Grundzüge der Gerichtsverfaſſung 
vom 14. Juni 1849 inaugurirt worden war. 0 

Dieſer gedrängte Rückblick führt zu der Erkenntniß, daß die Straf⸗ 
geſetzgebung ſeit dem Jahre 1849 bemüht, war, die Gerichtsbarkeit 
über alle Uebertretungen des allgem. St. G. den Juſtizbehörden zu⸗ 
zuweiſen, daß ſie wohl während des Zeitraumes, in welchem die Juſtiz 
mit der Verwaltung vereinigt war, aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
von dieſer Regel einigermaßen abwich, daß fie jedoch nach der Beſei⸗ 
tigung dieſes Zuſtandes ſogleich auf ihren erſten Standpunkt wieder 
zurückgekehrt iſt. Dieſe Erkenntniß tft geeignet, den Worten des Art. 
VIII des Einführungsgeſetzes zur St. P. O. vom 23. Mai 1873 
vollends jeden Reſt eines etwaigen Zweifels zu benehmen. Für die 
Generalprocuratur erübrigt nur noch die Aufgabe, das Argument, wo⸗ 
mit das Landesgericht in Prag feinen Beſchluß vom 12. März d. 
3. begründet hat, näher zu beleuchten. Das Landesgericht ſagt im 
Weſentlichen fo: „Der Art. VIII des Einf. Gei. zur neuen St. P. 
O. weiſet allerdings alle im allgem. St. G. erhaltenen Uebertretun⸗ 
gen zur Competenz der Bezirksgerichte. Allein die Uebertretungen des 
§ 320 ut. a bis lit. d find gar nicht mehr im allgem. St. G. euthal⸗ 
ten. Denn die Miniſterialverordnung vom 2. April 1858 hat. indem 
ſie für dieſe Uebertretungen eine eigene Strafſanction aufſtellte, eine 
neue Art von Uebertretungen geſchaffen und dadurch den § 320 lit. 
a bis d aufgehoben. Der Art. VIII kann ſich daher auf dieſe Ueber⸗ 
tretungen nicht mehr beziehen“. Der Schluß wäre richtig. wenn der Vor⸗ 
derſatz richtig wäre, wenn nämlich die Min. Vdg. vom 2. April 1858 
wirklich den § 320 lit. a bis d des allgem. St. G. aufgehoben 
hätte. Dieſes iſt aber entſchieden nicht der Fall. Das Weſentliche in 
der geſetzlichen Normirung eines Delictes iſt die Feſtſtellung ſeines 
Inhaltes, feines Thatbeſtandes; dazu tritt dann auch allerdings die 
Strafſanction. Wenn nun ein ſpäteres Geſetz die Straffanction ändert, 
den Inhalt des Delictes aber unberührt läßt, jo kann man nicht be 
haupten, daß das Delict durch das ſpätere Geſetz aufgehoben worden 
ſei, weil ja das Weſentliche in der Normirung dieſes Delictes, das 
iſt fein Inhalt, durch das ſpätere Geſetz gar keine Aenderung erfah- 
ren hat. Die Min. Vdg. vom 2. April 1858 brachte allerdings für 
die Uebertretungen des § 320 lit. a bis d eine neue Straffanction, 
aber an dem Inhalte derſelben hat ſie nicht gerüttelt. Der Wortlaut 
dieſer Min. Vdg. zeigt dies zur Evidenz. Sie lautet: Von der Zur 
ftändigfett der Gerichte in den Uebertretungsfällen des $ 320 des 
St. G. vom 27. Mai 1852, sub a, b. e und d erhält es fein 
Abkommen. Diete Uebertretungen find mit 5— 100 fl. oder 
mit Arreſt von 1— 14 Tagen zu beſtrafen. Die Worte: dieſe 
Uebertretungen ſtellen außer Zweifel, daß die im allgem. 
St. G. § 320 lit. a bis d bezeichneten Uebertretungen fortan 
beſtehen und der Judicatur zu Grunde zu legen find; denn anders⸗ 
wo erſcheinen ja dieſe Uebertretungen nicht normirt. Die Min. Vdg. 
vom 2 April 1858 hat daher den § 320 lit. a bis d St. G nicht 
aufgehoben. 

Der h. Caſſationshof wolle daher erkennen, es ſei durch den 
Beſchluß des Landesgerichtes in Prag als Berufungsbehörde vom 
12. März d. J., 3. 6469 das Geſetz verletzt worden. 

Der k. k. Caſſationshof erkaunte unterm 21. November 1874 
Z. 8897, das k. k. Landesgericht in Prag habe dadurch, daß es als 
Berufungsbehörde in der Strafſache wider Johann Feiersleben wegen 
Uebertretung des § 320 lit. a St. G. mit Beſchluß vom 12. März 
1874, 3. 6469 die Beſchwerde des ſtaatsanwaltſchaftlichen Func⸗ 


tionärs gegen den die Strafverfügung wegen mangelnden Thatbeſtandes 


einer ſtrafbaren Handlung ablehnenden Beſchluß des k. k. ſtädt. del. 
Bezirksgerichtes in Prag vom 13. Februar 1874, 3. 1540 aus dem 
Grunde abgewieſen hat, weil zufolge § 1 des Geſetzes vom 22. De: 
tober 1862, Nr. 72 R. G. Bl. die Min Bdg. vom 2. April 1858, 
Nr. 51 R. G. Bl aufrecht bleibt und dieſelbe die Uebertretung des 
$ 320 lit, a St. &. den (. f Polizeibehörden zuweiſt, das Geſetz 
allerdings verletzt. Gründe: „Der angefochtene Beſchluß des k. k. 
Landesgerichtes in Prag vom 12. März 1874, 3. 6469 will damit 


begründet werden, daß nach § 1 des Geſetzes vom 22. October 1862, 


Nr. 72 R. G. Bl. die Miniſterialverordnung vom 2. April 1858, 
Nr. 51 R. G. Bl. aufrecht erhalten bleibt und dieſelbe die im 
$ 320 lit. a St. G. bezeichnete Uebertretung an Orten, wo ſich lf. Poli 
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zeibehörden befinden, dieſen zur Unterſuchung und Beſtrafung zuweiſt. 
Dieſer Begründung ſtehen jedoch ausdrückliche Beſtimmungen der St. 
P. O. vom 23. Mai 1873, Nr. 119 R. G. Bl. entgegen. Denn 
nach Art. II des Einführungsgeſetzes zu dieſer St. P. O. können nach 
Beginn ihrer Wirkſamkeit die bisherigen Geſetze über das Strafver⸗ 
fahren nur nach Maßgabe der folgenden Artikel Anwendung finden; 
der Art. VIll beſtimmt aber ausnahmslos, daß hinſichtlich „aller“ im 
Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen Uebertretungen das 
Verfahren und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten zuſteht, ſo wie 
auch nach § 9 St. P. O. den Bezirksgerichten das Strafverfahren 
rückſichtlich der ihnen durch das Einführungsgeſetz zur Aburtheilung 
zugewieſenen Uebertretungen obliegt, zu welchen zweifelsohne auch jene 
des § 320 St. G. gehören. Die Behauptung, daß die Anwendung 
des Art. VIII Einführungsgeſetz zur St. P. O. und der § 9 St. 
P. O. auf die im § 320 St. G. bezeichneten Uebertretungen unzu— 
läſſig wäre, erſcheint unbegründet. Denn wie der Inhalt der Minis 
ſterialverordnung vom 2. April 1858, Nr. 51 R. G. Bl. auf welche 
ſich in dieſer Richtung zunächſt berufen wird, nachweiſt, iſt durch die— 
ſelbe die Ausſcheidung der im $ 320 St. G. vorgeſehenen Webertre- 
tungen aus dem Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 nicht erfolgt, viel- 
mehr ſind ungeachtet der darin über die Zuſtändigkeit und über die 
Strafen enthaltenen abändernden Beſtimmungen die geſetzlichen Merk— 
male der bezeichneten Uebertretungen unverändert dieſelben geblieben, 
wie fie in dem St. G. vom 27. Mai 1852 enthalten find, an wel⸗ 
ches fortan anch die Polizeibehörden bei Ausübung der Strafgerichts⸗ 
barkeit gebunden waren. Dieſe Uebertretungen gehörten und gehören 
noch immer zu denjenigen, welche im St. G. vom 27. Mai 1852 
vorgefehen find und ſeit der Wirkſamkeit der St. P. O. im Art. VIII 
des Einführungsgeſetzes und $ 9 St. P. O. abermals den Bezirks— 
gerichten zugewieſen find. Demzufolge ſtellt ſich die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde der k. k. Generalprocuratur gegen den eingangsbezogenen 
Beſchluß des k. k. Landesgerichtes in Prag als gegründet dar und es 
mußte daher in Stattgebung derſelben erkannt werden, daß das k. k. 
Landesgericht durch dieſen Beſchluß das Geſetz allerdings verletzt habe, 
ohne daß ein Anlaß geboten wäre, mit der Abänderung dieſes Be— 
ſchluſſes vorzugehen.“ 


Die im Intereſſe einer Eiſenbahngeſellſchaft erfolgte Bannlegung 
von Wäldern iſt als eine theilweiſe Expropriation anzuſehen und 
in ihrem weiteren Verlaufe auch als ſolche zu behandeln. 


Die Kronprinz Nudolfsbahn hat beim k. k. Handelsminiſterium 
um die Verfügung angeſucht, die an den Berglehnen der Bahnſtrecke 
Weyer⸗Nottenmann liegenden Wälder aus Rückſichten für den Bahn— 
betrieb einer beſonderen Behandlung, reſpective der Bannlegung unter 
ziehen zu laſſen. Demgemäß hat das Handelsminiſterium im Einver⸗ 
ſtändniß mit dem Ackerbauminiſterium unterm 19. März 1872, 
3. 4978. die Statthaltereien in Linz und Graz aufgefordert, die 
nöthigen Amtshandlungen ſofort einzuleiten und hierbei als Richtſchnur 
vorgezeichnet, die Austragung dieſer Angelegenheit im Zuſammenhange 
mit dem Forſtgeſetze und dem Forſtkanzleidecrete vom 29. Auguſt 1844 
anzuſtreben. Bei der im Sinne dieſer Inſtruction ſtattgefundenen 
Localcommiſſion bezüglich der Bannlegung der Strecke Kupfern-Alten⸗ 
markt ergab ſich, daß die Beſitzer der bezüglichen Waldſtrecken jede 
Entſchädigung, die für die Baunlegung ermittelt wurde, ablehnten und 
vollſtändige Einlöſung der Waldſtrecken verlangten, indem ſie ſich 
auf diesbezügliche Verträge mit der Bauunternehmung beriefen. Eine 
Einigung war bei der commiſſionellen Verhandlung umſoweniger zu 
erzielen, als die Eiſenbahn in die Entſchädigung nur bei Uebertra⸗ 
gung derſelben auf die Bauunternehmung (Anglobank) willigte, wäh⸗ 
rend letztere nach dem Bauvertrage ſich nicht zu einer Entſchädigung 
verpflichtet glaubte. Auf dieſer Grundlage hat nun das Handelsmini⸗ 
ſterium den oberwähnten Statthaltereten den Auftrag ertheilt, die 
Bannlegung unter Beſtellung des erforderlichen Ueberwachungsper⸗ 
ſonales ſofort auszuſprechen, auch angedeutet, daß die aus der 
Bannlegung entſtehenden Entſchädigungsanſprüche aus dem Baufonde 
zu beſtreiten ſein würden. Ebenſo legte das Handelsminiſterium dem 
Verwaltungsrathe der Rudolfsbahn auf, eine geſteigerte Ueberwachung 
der betreffenden Bahnſtrecken eintreten zu laſſen und die Koſten für 
die diesbezüglich von den politiſchen Behörden zu activirende fach— 


männiſche Ueberwachung des Betriebes in die Betriebeauslagen ein- 
zuſtellen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft Steyr hat in Folge deſſen nach 
ſtattgehabten Erhebungen die Bannlegung der fraglichen Waldſtrecken 
an der Bahn zwiſchen Weyer und Altenmarkt im Sinne des § 19 
des Forſtgeſetzes als zur Sicherung des Bahnbetriebes nothwendig 
ausgeſprochen und erkannt. Das eingehende Erkenntniß dieſer Behörde 
hat insbeſondere: 

1. für jede einzelne Parcelle die vorzunehmende Schutzmaß— 
regel feſtgeſetzt, nämlich entſchieden, ob nur eine beſchränkte Wirth: 
ſchaft oder die Siſtirung jeder Nutzung einzutreten habe; 

2. allgemeine Vorſchriften über die Bewirthſchaftung des Bann⸗ 
waldes, namentlich über Fällung und Lieferung des Holzes aufgeſtellt; 

3. Beſtimmungen über die Aufſtellung des Forſtperſonales auf 
Koſten der Bahngeſellſchaft, dann über die ſchleunige Inangriffnahme 
der zur Sicherung der Bahn nöthigen Herſtellungen getroffen; 

4. rückſichtlich der Entſchädigungsanſprüche, inſoferne hierüber 
nicht ein gütliches Uebereinkommen erzielt werden würde, oder nicht 
bereits die beſtehenden Verträge maßgebend ſeien, auf die beſtehenden 
Geſetze und auf die Beſtimmungen der §§ 9, 10 des Eiſenbahncon— 
ceſſionsgeſetzes vom 14. September 1854, R. G. B. Nr. 238 hin⸗ 
gewieſen. Formell wurde ſodann in Anſehung des Jnslebentretens 
diefer Vorkehrungen den allfälligen Recurſen die aufſchiebende Wirkung 
abgeſprochen. 

Gegen dieſes Erkenntniß wurde jedoch 

I. von der Innerberger Actiengeſellſchaft, 

II. von einigen durch die Bannlegung betroffenen Privatgrund— 
beſitzern, 

III. von der Bauunternehmung der betreffenden Strecke (Anglo— 
bank) Recurſe eingebracht. 

Der Recurs I geht von der Meinung aus, daß die Bann⸗ 
legung ſchon zur Zeit der Bahnbegehung hätte ausgeſprochen werden 
müſſen; jedenfalls aber könne die Bannlegung erſt nach Sicherſtellung 
der ausgetragenen Entſchädigungsanſprüche durch eine von der Bahn⸗ 
geſellſchaft zu leiſtende Caution ausgeſprochen werden. 

Die Recurfe II und III haben theils dasſelbe Petit und können 
hier umſomehr übergangen werden, als die Entſcheidung darüber mit 
der Recurserledigung ad I im Weſentlichen congruent iſt. 

Die Statthalterei indeſſen gab auf Grund des Gutachtens des 
ſachverſtändigen Forſtinſpectors den Recurſen keine Folge, weil die 
Nothwendigkeit einer beſondern Behandlung der bezeichneten 
Waldparcellen zur Sicherung des Bahnbetriebes im Sinne des Forſt— 
geſetzes commiſſionell erhoben und conſtatirt worden jet. Nebſt mehreren 
ſpeciellen Anordnungen bezüglich der Waldbewirthſchaftung enthielt die 
Erledigung noch Nachſtehendes: „Zur Sicherſtellung der durch die 
Bannlegung erwachſenden Koſten und Entſchädigungen hat das Handels— 
miniſterium bereits mit Erlaß vom 17. Auguſt 1872, Nr. 20.652, 
an den Verwaltungsrath der Kronprinz-Rudolfbahn den Erlag einer 
Caution von 300.000 fl. aus dem Baufonde angeordnet.“ Weiters 
hieß es: „Nachdem nun die Waldbeſitzer durch die Bannlegung eine 
theilweiſe Enteignung ihres Beſitzes zu Gunſten der Bahn erleiden, 
fo find rückſichtlich der Entihädigung derſelben für den Nutzentgang 
und die ihnen auferlegten Wirthſchaftserſchwerniſſe die Beſtimmungen 
der SS 9 und 10 des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes vom 14. Septem- 
ber 1854 maßgebend, daher, indem ein gütliches Uebereinkommen nicht 


erzielt wurde, von Seite des Verwaltungsrathes der Bahn unverweilt 


die gerichtliche Schätzung der gebührenden Entſchädigungen zu erwirken 
und, inſoferne die Waldbeſitzer die Annahme der Zahlung verweigern 
ſollten, die Schätzungsbeträge bei der Realinſtanz zu deponiren ſind.“ 

Dawider wurde der Miniſterialrecurs von allen drei Intereſſenten 
eingebracht. In Betracht kommt daraus Nachſtehendes. Die Innerber— 
ger⸗Geſellſchaft betont vornehmlich, daß nur eine gänzliche Expropriation 
der an der Bahn liegenden Gründe nicht aber eine expropriations⸗ 
weiſe Beſchränkung des Eigenthums- reſp. Nutzungsrechtes ſtattfinden 
könne. Der Recurs der Kronprinz⸗Rudolfsbahn befürchtet daß die 
Gerichtsbehörden die ihnen zuzumuthende Schätzung ablehnen werden. 

Das Handelsminiſterium, welchem dieſe Recurſe unterbreitet 
wurden, hat die Meinungen der Miniſterien der Juſtiz, des Innern 
und des Ackerbaues eingeholt, insbeſondere aber die Frage aufgewor⸗ 
fen, ob bei dem Umſtande als es ſich derzeit um keinen für den Bahn⸗ 
bau zu acquirirenden „Raum“, ſondern nur um die Auflaſtung einer 
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Servitut an die Waldbeſitzer handelte, die im Geſetze vorgeſehene 
Expropriation rechtlich zuläſſig erſcheine. Die abgegebenen Meinungen 
gingen dahin: 

1. daß juriſtiſch an der Zuläffigfeit einer theilweiſen Enteig⸗ 
nung wohl nicht gezweifelt werden könne, da der § 365 des allg. 
bürg. G. B. nur das Summum der Beſchräukungen normire, welche 
dem Eigenthumer auferlegt werden können; 
| 2. daß die Anwendung des Expropriationsverfahrens umſowe⸗ 
niger auszuſchließen ſei, als das Hofkanzleideeret vom 29. Auguſt 
1844 im $ 5 ausdrücklich auf die Ermittlung der Entſchädigung 
nach den Vorſchriſten des Expropriationsverfahrens hinweiſe; 

3. daß dagegen die §§ 9 und 10 des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes 
in concreto feine Anwendung finden; 

4. daß allerdings für die Entſchädigung vor der Activirung 
der ausgeſprochenen Enteignung zu ſorgen geweſen wäre, nunmehr 
aber wenigſtens nachträglich die Ermittlung der Entſchädigung 
nach Vorſchrift des Expropriationsgefetzes zu geſchehen habe, und 

5. daß es Sache der Behörden ſei, vom Amtswegen dafür 
zu ſorgen, daß den Parteien ihre durch das Expropriationsverfahren 
verbürgte Entſchädigung nicht vorenthalten werde. 

Das Miniſterium des Innern erinnerte noch daran, daß bezüg⸗ 
lich der Ermittlung der Entſchädigungsbeträge ein gleicher Vorgang 
wie jener der Statthalteret, bei einem von einer Bahntrace berührten 
Bergbau für zuläſſig erkannt ſei. Es liege ganz dasſelbe Verhältniß 
vor, wie in jenen Fällen, wo es ſich um die zwangsweiſe feuerſichere 
Eindeckung oder um die Demolirung von Gebäuden handle, die in 
den Feuerſicherheiterayon einer Bahn fallen. Auch hier werde die 
Bahnunternehmung verpflichtet, die feuerſichere Eindeckung oder De— 
molirung der fraglichen Objecte auf ihre Koſten vorzunehmen, und 
werde der dem Eigenthümer gebührende Entſchädigungsbetrag, obwohl 
nicht ein für die Bahn einzulöſender „Raum“ in Frage ſtehe, beim 
Abgange eines freien Uebereinkommens wie im Expropriationsverfahren 
durch die gerichtliche Schätzung ermittelt. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium ſeinerſeits erwiederte unterm 
2. November 1873, 3. 9821, dem k. k. Handelsminiſterium, daß, 
inſoweit die Recurſe gegen die Bannlegung der Wälder gerichtet ſeien, 
das Ackerbauminiſterium ſich zur Eutſcheidung für competent halte 
und die vorliegenden Recurſe zurükzuweiſen finde, nachdem die im 
§ 19 des Forſtgeſetzes angegebenen Vorausſetzungen der Bannlegung 
vorhanden ſeien. Was aber die Austragung der von den Waldbeſitzern 
erhobenen Entſchädigungsanſprüche aus Anlaß der Bannlegungsmaß— 
regeln anbelange, ſo beſchränke ſich das Ackerbauminiſterium auf die 
Meinungsäußerung, daß dieſe Entſchädigungsanſprüche nach den be—⸗ 
ſtehenden Geſetzen zu behandeln ſeien. Ob und inwiefern aber im vor— 
liegenden Falle im Sinne des Schlußſatzes des § 19 des Forſtgeſetzes 
die Beſtimmungen des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes vom Jahre 1854 
und des Hofkanzleideerets vom Jahre 1844 zur Application zu bringen 
ſei, fo werde dies der Entſcheidung des Handelsminiſteriums, beziehungs— 
weiſe des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem Acker— 
bauminiſterium überlaſſen. 

Das k. k. Handelsminiſterinm hat ſchließlich unterm 23. Jänner 
1874, 3. 37.676, die nachſtehende Entſcheidung gefällt: 
| „Im Einvernehmen mit den Miniſterien der Juſtiz und des 
Innern wird entſchieden, daß die Bannlegung von Privatwaldungen 
aus Anlaß des Baues von Eiſenbahnen als eine theilweiſe Expro— 
priation anzuſehen und in ihrem weiteren Verlaufe auch als ſolche zu 
behandeln iſt und daß demnach die Ausmittlung der in Folge der Bann⸗ 
legung zu zahlenden Entſchädigungsbeträge für die Eigenthumsbeſchrän⸗ 
kungen nach den Expropriationsvorſchriften nachträglich zu erfolgen hat. 

Im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium wird der gegen 
die Bannlegung der Wälder gerichtete Recurs zurückgewieſen. 

Die vorliegenden Entſchädigungsanſprüche anlangend, ſo iſt unter 
Feſthaltung des Grundſatzes, daß rückſichtlich der durch die Bannlegung 
den Waldbeſitzern auferlegten Eigenthumsbeſchränkungen und der hieraus 
reſultirenden Entſchädigungsanſprüche die Erpropriationsvorſchriften 
anzuwenden ſind, unverweilt der nach dieſen normirte Verſuch des 
Ausgleiches zwiſchen der Bahngeſellſchaft und den Waldbeſitzern ein⸗ 
zuleiten und im Falle des Mißlingens dieſes Verſuches das Expro⸗ 
priationserkenntniß zu fällen und die Verwaltung der Kronprinz 
Rudolfbahn zur Durchführung der nach dem Erpropriationsverfahren 
gebotenen Schritte entſprechend anzuweiſen.“ 

Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


